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Einführung

Ein faires Verfahren. Ein fair trial. Das ist sicherlich der Wunsch eines je-
den Beschuldigten im Strafverfahren, unabhängig von dem konkreten Sta-
dium, in dem es sich befindet. Mit diesem Wunsch korrespondiert bei vie-
len die Angst, nur deshalb verurteilt zu werden, weil die Strafverfolgungs-
behörden auf unfaire Mittel zurückgegriffen haben oder das Gericht einen
unfairen Prozess nicht als solchen beanstandet hat.

Das Gebot eines fairen Strafverfahrens ist im deutschen Recht allge-
mein anerkannt. Durch den Einfluss der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte (EGMR) gewann das Fairnessprinzip auch in der
deutschen Rechtsprechung und Rechtslehre zunehmend an Bedeutung.
Fair trial stammt aus dem englischen common law und stellt dort den ent-
scheidenden Grundsatz dar, nach dem beurteilt wird, ob von den Strafver-
folgungsbehörden gewonnene Beweise vor Gericht zur Urteilsfindung be-
rücksichtigt werden dürfen. Die deutsche Strafrechtsprechung, insbeson-
dere der Bundesgerichtshof (BGH), und auch das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) bemühen bereits seit Jahrzehnten das Fair-trial-Prinzip,
um für Fragen des deutschen Strafprozessrechts eine „billige“ Lösung zu
finden. Über die Bedeutung und die beweisrechtliche Reichweite dieses
Grundsatzes besteht in den Einzelheiten jedoch noch keine Einigkeit.

Bei fair trial handelt es sich nicht um einen strafprozessualen Grund-
satz von vielen. Vielmehr handelt es sich beim Recht auf ein faires Ver-
fahren um ein fundamentales Prinzip, dessen Bedeutung nicht unterschätzt
werden sollte. Fair trial ist auch heranzuziehen, um eine Frage zu beant-
worten, auf die Rechtsprechung und Literatur bislang noch keine befriedi-
gende Antwort gefunden haben, nämlich die Grundlage für das Entstehen
von Beweisverwertungsverboten.

Ausprägung eines fairen Verfahrens ist auch ein weiteres in der Straf-
prozessordnung (StPO) nicht normiertes, aber ebenso anerkanntes Prinzip
des deutschen Strafverfahrensrechts: nemo tenetur se ipsum prodere/
accusare. Niemand ist verpflichtet, sich selbst zu belasten. Der Schutz vor
Selbstbezichtigung stellt einen der zentralen Pfeiler eines fairen Verfah-
rens dar.
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